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Vorlage an die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Griesheim 
 

 

Beschlussvorlage 
öffentlich 
 

Fachbereich 5 Stadtentwicklung 

 

Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung mit dem 
Landkreis Darmstadt-Dieburg hinsichtlich der Entsorgung von 
Klärschlamm 

BV/2022/0608 

 
Beratungsfolge 
Magistrat 15.08.2022 nicht öffentlich Entscheidung 
Ausschuss für Umwelt, 
Energie und Mobilität 

07.09.2022 öffentlich Vorberatung 

Stadtverordnetenversammlung 15.09.2022 öffentlich Entscheidung 
 
Der Stadtverordnetenversammlung wird folgende Beschlussfassung empfohlen: 
Die Stadt Griesheim schließt mit dem Kreis Darmstadt-Dieburg einen öffentlich-
rechtlichen Vertrag über die Überlassung des auf der Kläranlage Griesheim anfallenden 
Klärschlamms.  
 
Begründung / Erläuterungen: 
Bisher werden große Teile der anfallenden und getrockneten Klärschlammmengen der 
Kläranlage Griesheim über unseren Entsorger RVE landwirtschaftlich (stofflich) genutzt oder 
im Rahmen der Mitverbrennung in Kohlekraftwerken oder Müllverbrennungsanlagen entsorgt. 
Durch die Änderung in der Gesetzgebung ist die Ausbringung von Klärschlamm und somit 
eine landwirtschaftliche Nutzung nur noch möglich, wenn die Klärschlämme die Grenzwerte 
der Düngemittelverordnung einhalten. Durch politische Entscheidungen nimmt die Bedeutung 
der Klärschlammverwertung bzw. Entsorgung durch Verbrennung stetig zu. Somit wird in 
näherer Zukunft zwangsläufig eine Zunahme von Klärschlamm-Monoverbrennungsanlagen zu 
verzeichnen sein.  
 
Für eine regionale, zukunftsfähige und wirtschaftliche Entsorgung südhessischer kommunaler 
Klärschlämme (inkl. Phosphorrecycling) wird der Zweckverband Abfallverwertung Südhessen 
(ZAS) eine Monoklärschlammverbrennungsanlage auf dem Gelände des Müllheizkraftwerks 
Darmstadt errichten. Gemeinsam mit fast allen anderen Kreiskommunen sollen so sämtliche 
kommunale Klärschlämme über eine thermische Entsorgung in dieser noch zu bauenden 
Anlage entsorgt und Phosphor zurückgewonnen werden. 
Um hierzu Planungssicherheit zu erlangen, wurden Kommunen im näheren Umkreis 
angeschrieben, um Stellung zu nehmen und eine Zusage zur Überlassung der getrockneten 
Klärschlämme zu geben. 
Hierzu bedarf es einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung. Diese Vereinbarung liegt als 
Anlage bei. 
Genauere Erläuterungen zu Sachstand, Machbarkeit, Wirtschaftlichkeit, Vergabemodalitäten 
und weiteres Vorgehen waren in der letzten Magistratssitzung als Präsentation beigefügt.  
 

 
Produkt: 11.01.01.004 
Finanzielle Auswirkungen einmalig: keine 
Finanzielle Auswirkungen laufend: ab ca. 2029 für Transport und Entsorgung  
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung: siehe Präsentation ZAS 
Alternativen: 
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Anlagen: 
ÖffentlichRechtliche Vereinbarung V3_42.2 
Präsentation Projekt 
 
Griesheim, den 24.08.2022 
 
gez. 
 
Geza Krebs-Wetzl 
Bürgermeister 
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